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(A) brauche, wolle es diese selber herstellen, sodass es nicht abhängig werde. China komme es auf die politische Geste an, nämlich ob es auf der Embargoliste stehe oder nicht. Es geht also gar nicht um materielle Lieferungen. Von daher kann der Bundeskanzler, bezogen auf diese Frage, keine falsche Politik machen.
Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Herr Kollege Volmer, ich halte das, was Sie dem Par​lament weiszumachen versuchen, für sehr blauäugig. Wenn wir das EU-Waffenembargo aufheben, bedeutet das in der Konsequenz, dass die Chinesen jederzeit An​träge auf Waffenlieferungen stellen können. Es kann zwar sein, dass sie heute keine Waffen brauchen. Aber es kann morgen jederzeit passieren, dass sie irgendeine Technologie benötigen. Herr Kollege, so blauäugig soll​ten wir mit diesem schwierigen und vor allem für die Menschenrechte wichtigen Thema nicht umgehen.
Für mich stehen die Äußerungen des Bundeskanzlers im klaren Widerspruch zu den Äußerungen der Koalition und dem, was wir heute von allen Kollegen gehört ha​ben. Für mich ist es erstaunlich, dass Sie auf einmal ohne große Probleme über diese Dinge hinweggehen können. Ich kann das nicht nachvollziehen. Deswegen halte ich Ihre gesamte Einstellung zu diesem Thema für sehr widersprüchlich. Das gilt gerade für Sie, Herr Kol​lege Volmer, der Sie nun lange Staatsminister gewesen sind und vorher eine völlig andere Haltung vertreten ha​ben.
(B)
Drittens. Es ist wieder einmal erstaunlich, dass der Bundeskanzler das Handeln im Geiste Europas völlig durcheinander wirft.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
In Europa sind weit mehr als die Hälfte der Länder ge​gen eine Aufhebung des EU-Embargos. Was machen Sie? Sie versuchen, mit Frankreich eine bilaterale Al​lianz zu bilden, und wollen darüber die gesamte EU in eine Richtung bringen. Das halte ich für falsch. So etwas sollten wir auch nicht tun. In meinen Augen ist das, was hier gelaufen ist, Scharlatanerie. Wir sollten gemeinsam immer im Blick auf die Menschenrechte solche Regelun​gen nicht dulden. Das Embargo muss bleiben.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss​empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit auf Drucksache 15/4047 zu dem Antrag der Fraktion der FDP mit dem Titel „Gegen eine Aufhebung des EU-Waffenembargos gegenüber der Volksrepublik China". Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 15/2169 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss​empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be​schlussempfehlung ist mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen der CDU/CSU und der FDP ange​nommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktionen der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 15/4035 mit dem Titel „EU-Waffenem​bargo gegenüber der Volksrepublik China". Wer stimmt für diesen Antrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun​gen? - Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalition ge​gen die Stimmen der CDU/CSU bei Enthaltung der FDP angenommen.
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 c sowie Zusatzpunkt 4 auf:
7 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein​gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts
-
Drucksache 15/3917 -
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit (f)
Innenausschuss
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO
b)
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dagmar
Wöhrl,     Karl-Josef    Laumann,     Dr. Joachim
Pfeiffer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrah​men für die Strom- und Gasmärkte schaffen
-Drucksache 15/3998-
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit (f)
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss
c)
Beratung des Antrags der Abgeordneten Gudrun
Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weite​
rer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare ordnungspoliti​sche Vorgaben
-
Drucksache 15/4037 -
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit (f)
Innenausschuss
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
ZP 4 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein​gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände​rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
-Drucksache 15/3923 -
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Innenausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung Ausschuss für Tourismus
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die Aussprache eineinviertel Stunden vorgesehen. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes​minister für Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement.
(Beifall bei der SPD)
Wolfgang Clement, Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir wollen heute Abend in erster Lesung ein außerordentlich wichtiges Gesetzesvorhaben beraten, nämlich den neuen Rechtsrahmen, den nach den europäi​schen Binnenmarktvorgaben die Strom- und Gasversor​gung in Deutschland erhalten soll und erhalten muss. Es geht darum, 1 700 Betreiber von Strom- und Gasnetzen einer staatlichen Aufsicht zu unterwerfen und - das ist unstreitig - die Regulierungsbehörde für Telekommuni​kation und Post mit dieser zusätzlichen Aufgabe zu betrauen. Wir wollen diesen Weg gemeinsam mit aller Entschlossenheit gehen. Es geht darum, einen diskrimi​nierungsfreien und effizienten Zugang zu den Netzen zu schaffen, und zwar zu Bedingungen, die für jedermann transparent und durchschaubar sind.
Wir handeln unter hohem Zeitdruck. Wie auch die meisten anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union werden wir von Brüssel gemahnt und gedrängt. Ich denke aber, dass auf der anderen Seite klar ist, dass es sich hier um ein sehr komplexes und sehr anspruchs​volles Gesetzesvorhaben handelt.
Der Gesetzgeber steht heute und die Regulierungsbe​hörde steht später vor der Aufgabe, den Weg für nied​rige Netzentgelte zu ebnen, ohne das in Deutschland ge​wohnte hohe Niveau der Versorgungssicherheit und Zuverlässigkeit zu gefährden. Diese Sicherheit der Stromversorgung gibt es natürlich nicht zum Nulltarif. Für die Netzbetreiber müssen sich Investitionen in den Unterhalt und den Ausbau von Netzen auch in Zukunft rechnen. Dabei stellen beispielsweise der weitere Aus​bau der Windkraft und der grenzüberschreitende Aus​tausch die Netzbetreiber vor neue, auch finanzielle He​rausforderungen.
Ich kann sagen, dass die Bundesregierung mit ihrer gestern beschlossenen Gegenäußerung zu der Stellung​nahme des Bundesrates die Signale auf Grün gestellt hat, um dieses Gesetzesvorhaben in einem möglichst breiten Konsens zum Abschluss bringen zu können. Ich habe schon bei der Beratung des Regierungsentwurfs im Bun​desrat und bei anderen Gelegenheiten betont, dass wir für Änderungsvorschläge offen sind und dass wir Ände​rungsvorschläge ideologiefrei allein unter dem Gesichts​punkt der Effektivität und der Funktionsfähigkeit einer solchen Regulierung prüfen werden.
Wir haben angekündigt, Gespräche mit den Län​dern zu führen, und haben das eingehalten. Das Ergeb-

nis ist, wie Sie der Gegenäußerung der Bundesregierung entnehmen können, dass wir bei den Kontrollkompeten​zen der Regulierungsbehörde deutliche Veränderungen, und zwar im Sinne von Verschärfungen vorschlagen.
Angesichts der Ankündigungen aus der Energiewirt​schaft, jedenfalls von Teilen davon, die Netzentgelte kurzfristig und teilweise kräftig anzuheben, war es auch aus meiner Sicht unumgänglich geworden, zu reagieren.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Wir schlagen deshalb nunmehr vor, dass solche Netzent​gelterhöhungen, wie sie angekündigt worden sind, von der Regulierungsbehörde nachträglich - das heißt ex post - überprüft werden müssen. Ab In-Kraft-Treten des Gesetzes soll nach unseren Vorstellungen gelten, dass je​der Netzbetreiber künftig im Vorhinein - das heißt ex ante - von der Regulierungsbehörde grünes Licht für eine Erhöhung seiner Entgelte bekommen muss. Diese Ex-ante-Prüfung soll sich nach unserem Vorschlag auf beabsichtigte Erhöhungen von Tarifen beziehen; es geht dabei nicht um die Überprüfung aller 1 700 Netzbetreiber von Anfang an. Ich hatte immer wieder darauf hingewiesen, dass der bürokratische Auf​wand für diese Überprüfung zu groß wäre; ich habe aber auch gemeint, dass eine Überprüfung sinnvoll ist, wenn ein entsprechender Anlass gegeben ist. Dementspre​chend sehen wir in unserem Gesetzentwurf im Falle be​absichtigter Erhöhungen der Entgelte eine Überprüfung vor.
Ich denke, das neue Maßnahmenpaket trägt dazu bei, berechtigte Verbraucherinteressen in der Übergangs​und Startphase der Regulierungsbehörde zu sichern. Ich habe den Eindruck, dass wir damit den Netzbetreibern deutliche Signale geben können, sodass sie - das gilt für die gesamte Branche - dies bei ihrem weiteren Vorgehen beachten und insbesondere davon absehen werden, in Zeiten des Umbruchs noch rasch Preiserhöhungen durchzusetzen.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Im Übrigen bleibt es dabei: Die Regulierungsbehörde wird kurzfristig eine kompakte und starke Missbrauchs​aufsicht aufbauen und hierfür ein neues Benchmarking, ein Vergleichssystem, für die Netzentgelte erarbeiten. Dieses Benchmarking bietet die Grundlage, um ein har​tes Vergleichsverfahren durchführen zu können. Das bie​tet der Regulierungsbehörde die Möglichkeit, schwarze Schafe sehr rasch zu identifizieren. Netzbetreiber, die höhere Entgelte als der Durchschnitt vergleichbarer Un​ternehmen verlangen, bekommen dann sofort ein Pro​blem mit der Regulierungsbehörde. Ich bin davon über​zeugt, dass dies die effektivste und am schnellsten einsetzbare Form der Missbrauchskontrolle ist, um eine Beruhigung im Bereich der Preisgestaltung zu erreichen.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Zentraler Punkt der Gegenäußerung der Bundesregie​rung ist, dass wir den Fahrplan bis zur Einführung der
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(A)
von uns allen gewollten Anreizregulierung verbindlich
festlegen. Unser Ziel ist, mit der Anreizregulierung spä​
testens zwei Jahre nach In-Kraft-Treten des Gesetzes zu
beginnen. Zu den vorrangigen Aufgaben der Regulie​
rungsbehörde wird es gehören, rasch ein für die deut​
schen Verhältnisse taugliches System der Anreize zu ent​
wickeln.
Als Anreiz zur Effizienzerhöhung des Netzbetriebs legt die Regulierungsbehörde nach Anhörung der Netz​betreiber nach unseren Vorstellungen für eine bestimmte Dauer, längstens für fünf Jahre, bestimmte Vorgaben für die Netzentgelte fest. Die Bundesregierung wird dazu im weiteren Gesetzgebungsprozess noch einen Ver​fahrensvorschlag unterbreiten.
Wir haben, wie ich meine, mit unserer Gegenäuße​rung das Tor für einen breiten Konsens in den materiel​len Fragen der Netzregulierung geöffnet. Ich denke, das ist ein sehr wichtiger Schritt. Es liegt mir daran, dass bei allen sonstigen Auseinandersetzungen zur Kenntnis ge​nommen wird, dass es auch möglich ist, aufeinander zu​zugehen.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Ich bin nämlich davon überzeugt, dass es nicht im Inte​resse des Standorts Deutschland läge, wenn wir uns in diesem Bereich noch eine lange Hängepartie leisten wür​den. Deshalb haben wir meiner Meinung nach rasch auf die Einwände des Bundesrates und andere Einwände re​agiert.
(B)
Damit die Vorgaben möglichst effizient umgesetzt
werden, haben wir vorgeschlagen, die Aufsicht über die
Energieversorgungsnetze bundesweit bei einer Behörde,
nämlich der Regulierungsbehörde in Bonn, zu konzen​
trieren. Sie hat bei der Telekommunikation und der Post
bereits nachgewiesen, dass sie dazu in der Lage ist und
die Instrumente beherrscht. Das spricht dafür, ihr auch
die Aufsicht über die Strom- und Gasnetze anzuver​
trauen.
Wir haben die Position, die Aufsicht bei einer Bun​desbehörde einzurichten, im Lichte des anders lautenden Votums der Mehrheit der Länder nochmals überprüft. Aber wir sind in diesem Punkt zu keinem anderen Er​gebnis gekommen.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Auch als ehemaliger Wirtschaftsminister eines Bundes​landes, und zwar nicht des unwichtigsten, der für die fachliche Aufsicht verantwortlich war, kann und will ich nicht bestreiten, dass in den Ländern durchaus fachliche Kompetenz vorhanden ist. Ich bin aber ebenso über​zeugt, dass jetzt im Zuge der europäischen Entwicklung eine eindeutige Zuweisung dieser Aufgabe notwendig ist. Nur durch eindeutige Zuweisung an eine Behörde kann nach unserer Überzeugung sichergestellt werden, dass in der Regulierungspraxis die Netzbetreiber und ihre Kunden tatsächlich mit einer Elle gemessen werden.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)

Wir müssen uns sehr ruhig und nüchtern fragen - das sollten auch die Länder tun; das meine ich kollegial -: Wie sollten wir im Konzert der anderen europäischen Regulierungsbehörden vermitteln können, wenn dem​nächst in Deutschland insgesamt 17 Regulierungsstellen vorhanden wären und ihre Arbeit tun würden? Das wür​den wir kaum jemandem erläutern können.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Die Strom- und Gasversorgung in der Europäischen Union wird in Zukunft noch stärker durch europäische Vorgaben geprägt werden. In dieser Situation wäre es aus meiner Sicht nicht mehr angemessen, wenn wir bei der Aufsicht über den Netzbetrieb gewissermaßen in eine Regionalisierung gehen würden. Wir brauchen eine Regulierung aus einem Guss und aus einer Hand, um auf europäischer Ebene zu bestehen. Ich sage das übrigens auch ein bisschen mit Blick auf die Föderalismusdis​kussion in Deutschland. Es wäre kaum verständlich zu machen, warum wir eine Aufsplittung der Aufsicht über den Netzbetrieb in Kauf nähmen, obwohl wir gleichzei​tig - zu Recht - über eine Entzerrung der Aufgaben in Deutschland diskutieren.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie der Abg. Gudrun Kopp [FDP])
Ich sage das mit aller Vorsicht, weil ich weiß, dass das ein sensibles Thema ist. Die Kompetenzen beispiels​weise im nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministe​rium, in meinem früheren Verantwortungsbereich, und im bayerischen Wirtschaftsministerium sind, wie gesagt, sehr unterschiedlich entwickelt. Ich weiß, dass es hier Empfindlichkeiten gibt. Aber ich bitte die Landesregie​rungen, den jetzt eingeschlagenen Weg mitzugehen.
Insgesamt haben wir mit unserem Gesetzentwurf und den Vorschlägen in der Gegenäußerung der Bundesre​gierung ein Konzept vorgelegt, das im Sinne der spezifi​schen deutschen Interessen eine schlanke und effiziente Regulierung der Strom- und Gasnetze ermöglicht. Der Weg zur Anreizregulierung wird nach unserem Vor​schlag konsequent beschritten. Das wird im Ergebnis be​deuten, dass die Netzkosten sinken. Davon werden die Industrie sowie die gewerblichen und die privaten Ver​braucher in gleichem Maße profitieren.
Meine Bitte ist, dass wir gemeinsam alle Anstrengun​gen unternehmen, das Gesetz möglichst zügig in Kraft zu setzen, damit es rasch seine Wirkung entfalten kann.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat der Kollege Professor Dr. Rolf Bietmann, CDU/CSU-Fraktion.
Dr. Rolf Bietmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, Sie haben mit Recht darauf
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(A)
hingewiesen, dass man für Änderungsvorschläge offen
sein muss. Die Union hat eine Vielzahl von Änderungs​
vorschlägen präsentiert. Sie haben sich im Ansatz unse​
ren Änderungsvorschlägen angenähert, wenn Sie sagen,
dass bei Preiserhöhungen eine Ex-ante-Prüfung erfolgen
muss. Wir stimmen mit Ihnen darin überein und hoffen,
dass Sie die Richtigkeit weiterer Änderungsvorschläge
der Union nachvollziehen und sich auf den Weg bege​
ben.
Das, was bisher als Entwurf eines Energiewirtschafts​gesetzes vorgelegt wurde, reicht aber bei weitem nicht aus, um der deutschen Wirtschaft das zu geben, was sie braucht, nämlich einen rechtlich hinlänglich klaren Rah​men für das Wirtschaften sowie für Netznutzung und Festsetzung der Netzentgelte. Mit Ihrem Energiewirt​schaftsgesetz wollen Sie den Netzzugang verbessern und einer staatlichen Kontrolle unterstellen. Sie wollen wirk​samen Wettbewerb auf den vor- und nachgelagerten Märkten im Netzbereich ermöglichen. Aber die Begriffe „Entflechtung", „Netzzugang" und „Netzzugangsent​gelte" bedürfen hierzu einer klaren Definition im Gesetz.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)
Um die dringend notwendige Rechtssicherheit her​zustellen, ist eine hinreichend präzise, normative Ausge​staltung der gesetzlichen Vorgaben notwendig. Dem wird der vorliegende Gesetzentwurf in keiner Weise ge​recht. Statt eindeutige inhaltliche Vorgaben für die Ent​flechtung und die Kontrollbefugnisse des Regulierers zu formulieren, weichen Sie im Gesetzentwurf auf Verord-
(B)
nungen aus. Bezeichnend ist § 21 des geplanten Energie​
wirtschaftsgesetzes - schauen Sie sich den einmal genau
an! -, der die Bedingungen und die Entgelte für den
Netzzugang regelt. Nach Abs. 2 sollen die Entgelte auf
der Grundlage einer energiewirtschaftlich rationellen
Betriebsführung gebildet werden. So lautet der Geset​
zestext. Dieser Grundgedanke wird dann aber sofort
wieder eingesammelt, weil in einer Rechtsverordnung
nach § 24 eine Abweichung von der kostenorientierten
Entgeltbildung bestimmt werden kann. Über den Weg
der Rechtsverordnung wird der Versuch gestartet, am
Parlament vorbei Inhalte verwaltungstechnisch zu re​
geln, die eigentlich unmissverständlich im Gesetz stehen
müssten.
Bis heute, Herr Minister, liegen die wesentlichen Ver​ordnungen für Netzzugang und Netzregulierung im Gas​bereich nicht vor. Eine ordnungsgemäße Beratung des vorliegenden Entwurfs ist aber nur möglich, wenn auch die Verordnungsentwürfe in Gänze vorgelegt werden. Denn ohne diese macht die Beratung überhaupt keinen Sinn.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Die für die deutsche Energiewirtschaft entscheidende Frage nach den Maßstäben für die Bewertung der Netznutzungsentgelte wird im Gesetzentwurf nicht beantwortet. Bereits der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass eine an Kosten​gesichtspunkten orientierte Festsetzung von Netznut​zungsentgelten in die falsche Richtung geht. Eine solche

Regelung wird die Energieversorger geradezu provozie- (C) ren, weitere Kosten zu produzieren, um dadurch bei ihrer Endkalkulation vertretbare Gewinnmargen zu erreichen. Die Regulierung der Netzentgelte muss deshalb künftig nicht nur unter Berücksichtigung der Kostenkalkulation, sondern auch durch eine im Gesetz zu definierende An​reizregulierung erfolgen.
In Ihrer Gegenäußerung zu der Stellungnahme des Bundesrates erklären Sie für die Bundesregierung, dass Sie die Einführung einer Anreizregulierung bei Prüfung der Netznutzungsentgelte in den Gesetzestext aufneh​men wollen. Die Bundesregierung wird, so heißt es, im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens Vor​schläge unterbreiten, die die baldige Einführung der An​reizregulierung ermöglichen. Erfreulich daran ist, dass die Bundesregierung aufgrund der Kritik von CDU und CSU eine Kehrtwende macht. Katastrophal ist jedoch, dass diese Kehrtwende nach Einbringung des Gesetzent​wurfs erfolgt und dass Sie heute wieder nichts zur An​reizregulierung gesagt haben.
(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Sie haben nicht zugehört!)
Das zeigt doch, dass mit sehr unterschiedlichen Argu​menten operiert wird, aber gesetzestechnisch nicht zu​lässig gearbeitet wird.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - Jörg Tauss [SPD]: Schreiben Sie einmal wieder ein Gutachten!)
Auf welcher Grundlage soll eigentlich beraten wer- (D) den? Vor dem Hintergrund dessen, was wir heute wissen, ist der vorliegende Entwurf Makulatur und einer ab​schließenden Bewertung nicht zugänglich. Angesichts der Bedeutung der Energiewirtschaft für den Standort Deutschland ist dieser Entwurf Ausdruck einer politi​schen Hilfs- und Konzeptionslosigkeit, wie ich sie lange nicht erlebt habe.
Wir können uns eine solche Politik am Standort Deutschland im Interesse Hunderttausender Arbeits​plätze nicht länger erlauben. Die Bundesregierung ist da​her aufzufordern, ihre neuen Überlegungen unverzüglich in Gesetzesform zu präsentieren, damit eine ordnungsge​mäße Beratung durch den Deutschen Bundestag und seine Ausschüsse überhaupt möglich wird.
Wer glaubt, durch Entflechtung und Regulierung von Netzzugang und Netzentgelten werde automatisch für eine Kostensenkung bei den Energiepreisen gesorgt, der irrt ebenfalls gewaltig. Natürlich ist Entflechtung unbe​dingt notwendig, um Wettbewerb im Bereich des Netzes möglich zu machen. Andererseits werden durch diese Entflechtung Unternehmensstrukturen verändert und Sy​nergien, die erfolgreich erzielt wurden, aufgehoben. Die Folgen hiervon können höhere Kosten und damit ein An​stieg von Netznutzungsentgelten sein.
Ein weiterer Anstieg wird auch durch die von der Re​gierung geplante Kostentragungspflicht erfolgen. Die Kosten der Regulierungsbehörde sollen den beauf​sichtigten Unternehmen im Wege einer Sonderabgabe
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auferlegt werden. Dies ist ein klassisch falscher Weg an​
gesichts der Höhe der Energiekosten in Deutschland.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord​neten der FDP)
Neben verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen Be​denken vor allem dagegen, dass die Regulierungsbe​hörde ihre Kosten selbst festsetzt - das muss man sich einmal vorstellen! - und dann von den Netzbetreibern erhebt.
(GudrunKopp [FDP]: Ohne Deckelung!)
Dies weckt Begehrlichkeiten, sodass selbst ein schlank gestarteter Regulierer über die Jahre schwerfällig und träge werden kann. Mit der Union ist das nicht zu ma​chen. Das ist systemwidrig, ordnungspolitisch falsch und verfassungsrechtlich problematisch.
(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit Erstaunen habe ich zur Kenntnis genommen, dass über § 32 Abs. 2 des EnWG-Entwurfs - Art. 1 des Re​gierungsentwurfs - heimlich ein Verbandsklagerecht aufgenommen worden ist. Die Einführung der Verbands​klage unter anderem durch Verbraucherschutzverbände wird dazu führen, dass die Gerichte zunehmend zum Er-satzregulierer werden. Im Ergebnis werden die Gerichte - und nicht der Regulierer - die Netzentgelte festsetzen. Damit wird die Unsicherheit in der Energiewirtschaft weiter geschürt. Dass die Gerichte aufgrund der Unfä​higkeit des Gesetzgebers zu klarer Formulierung nun auch im Bereich des Energiewirtschaftsrechts zum Er-
(B)
satzgesetzgeber werden, kann vom Deutschen Bundes​
tag doch nicht ernsthaft gewollt sein.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Ich warne davor, durch den Verzicht auf klare Rege​lungen und den Einbau von Verbandsklagebefugnissen die Gerichte an die Stelle des staatlichen Regulierers zu setzen. Dass der Bundesgerichtshof zum Hauptregulierer des Energiewirtschaftsrechts wird, wäre ein folgen​schwerer Fehler.
Mit dem vorgelegten Entwurf zur Novellierung des Energiewirtschaftsrechts hat die Bundesregierung ihre Hausaufgaben nicht gemacht, Herr Minister. Einem sol​chen Gesetzentwurf können wir unsere Zustimmung nicht geben. Die Bundesregierung ist vielmehr aufzufor​dern, die Tatbestände, um die es geht, im Gesetz und nicht in einer Fülle von nicht prüfbaren Verordnungen konkret zu regeln, um Rechtssicherheit zu gewährleis​ten. Wir können es uns in Deutschland nicht länger er​lauben, die Handlungsfreiheit der Energiewirtschaft ohne einen klaren Ordnungsrahmen zu beschränken. Eine solche Politik schadet der Wirtschaft, der Umwelt und den Verbrauchern.
Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat die Kollegin Michaele Hustedt, Bündnis 90/Die Grünen.

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsidentin! Herr Minister! Meine Damen und Herren! Herr Bietmann, ich fand Ihre Rede, ehrlich ge​sagt, ein bisschen albern. Der Gipfel der Albernheit war Ihre Aufforderung an die Bundesregierung, jetzt zügig Änderungsvorschläge vorzulegen.
(Dr. Rolf Bietmann [CDU/CSU]: Sie sollten schon zum 1. Juli 2004 fertig sein! - Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Wer hat im Sommer dem Bundesrat vorgeworfen, er würde verzö​gern? Sie haben Ihre Arbeit nicht gemacht!)
Es ist so selbstverständlich, dass das jetzt gemacht wird, dass wir also die Vorschläge bald auf den Tisch be​kommen und sie im Zuge des parlamentarischen Bera​tungsverfahrens einarbeiten, dass eine Aufforderung dazu wirklich ziemlich albern ist.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)
Wir brauchen mehr Wettbewerb im Energiebereich. Wir brauchen ihn, weil das Netz ein natürliches Mono​pol ist und deswegen die Tendenz vorherrscht, dass die Durchleitungspreise zu hoch sind. Deshalb brauchen wir eine neue Behörde, die als starker Schiedsrichter hin​schaut und die Interessen der Verbraucher und der Indus​trie vertritt.
Wir brauchen mehr Wettbewerb im Energiebereich, weil wir eine Phase vor uns haben, in der die Hälfte der Kraftwerkskapazitäten in Deutschland ersetzt werden muss. Die Voraussetzung dafür, dass in Deutschland in​vestiert wird, und zwar nicht nur von den vier Großen, sondern auch von ausländischen Investoren oder von an​deren Industrieunternehmen, ist natürlich der freie Zu​gang zu den Netzen und die Möglichkeit, zu fairen und gerechten Preisen durchzuleiten.
Wir brauchen auch Wettbewerb im Gasbereich. Wenn wir die Abhängigkeit von Russland und Norwegen redu​zieren wollen und perspektivisch auch auf LNG setzen wollen, dann muss der freie Zugang zu den Gasnetzen gewährleistet sein. Das ist die beste Voraussetzung, um bei den Möglichkeiten der Gasbeschaffung zu diversifi-zieren.
Nachdem wir gesehen haben, dass die Verbändever​einbarung gescheitert ist, war es längst überfällig, jetzt den Paradigmenwechsel vorzunehmen, eine Wettbe​werbsbehörde als starken Schiedsrichter einzuführen, das Marktgeschehen zu fördern und das Unbundling noch deutlich zu verschärfen.
Natürlich müssen wir den Gesetzentwurf nach der Gegenäußerung der Bundesregierung weiter entwi​ckeln. Das werden wir im parlamentarischen Verfahren auch tun. Der Entwurf ist, glaube ich, die richtige Ant​wort der Bundesregierung auf die zurückliegenden Er​eignisse gewesen. Die Stromkonzerne wollten das Va​kuum ausnutzen. Sie haben die Preise deutlich erhöht. Sie waren nicht bereit, zu warten, bis ein Regulierer tat​sächlich kontrollieren kann, ob die Preiserhöhung ge​rechtfertigt ist. Deswegen ist der Weg richtig, der jetzt gegangen wird. Es wird eine nachträgliche Kontrolle

 (C)
(D)
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(A)
stattfinden. Für jede Preiserhöhung wird eine Ex-ante-
Genehmigung notwendig. In zwei Jahren wird es eine
Anreizregulierung, wahrscheinlich mit flächendecken​
der Ex-ante-Genehmigung, geben. Dieser Weg ist gut
und richtig.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich warne davor, jetzt sozusagen zu radikalisieren und zu fordern, man wolle sofort eine Anreizregulierung. Es ist, wie ich glaube, völlig richtig, der Wettbewerbsbe​hörde zunächst einmal zwei Jahre Zeit zu geben, um die entsprechenden Methoden zu entwickeln. Niemand, we​der die FDP noch die CDU noch die Länder bzw. der Bundesrat, kann ein konsistentes Konzept einer Anreiz​regulierung vorlegen, wodurch sichergestellt wird, dass einerseits die Netze effizient betrieben werden und nicht die durchschnittliche, sondern die effizienteste Nutzung den Maßstab darstellt, und andererseits nicht überzogen wird, sondern genug Spielraum gelassen wird, damit weiter investiert wird. Hier muss man punktgenau lan​den. Das ist die Herausforderung bei der Umsetzung des Konzeptes einer Anreizregulierung.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)
Da reicht es nicht, einfach Schlagworte in den Raum zu werfen. Die neu zu schaffende Behörde, die auf tolle Fachleute zurückgreifen kann - das zeigt sich schon jetzt anhand der Bewerbungslage -, ist genau der richtige Ort, um in Gesprächen mit der Wirtschaft, der Industrie und den Verbraucherverbänden eine Anreizregulierung zu
(B)
entwickeln.
Stichwort Verbraucher: Ich verstehe die Haltung der Opposition in diesem Punkt nicht. Während der Ver​handlungen über die Verbändevereinbarung saßen die Verbraucher am Katzentisch und hatten kaum Einfluss. Das hatte zur Folge, dass sich für die Verbraucher am wenigsten Vorteile durch den Wettbewerb ergeben ha​ben. Jetzt besteht die Chance, dass mit der Einrichtung einer Wettbewerbsbehörde tatsächlich auch ein Anwalt der Verbraucherinteressen installiert wird. Deswegen verstehe ich überhaupt nicht, warum die B-Länder im Bundesrat das Ziel Verbraucherschutz aus § 1 streichen wollen. Ich verstehe auch nicht, warum Sie die Möglich​keit zur Verbandsklage streichen wollen. Das können wir nicht akzeptieren; da werden wir nicht mitmachen. Im Zuge des jetzt anstehenden Paradigmenwechsels werden nämlich nicht nur die Großindustrie, sondern auch die Verbraucher ihre Interessen artikulieren können.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)
Ich glaube nicht, dass das zu massenhaften Klagen führt. Die Verbraucherverbände und erst recht einzelne Ver​braucher haben doch gar nicht das Geld und die Kraft, die Gerichte massenhaft mit Klagen zu überziehen.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Im Ge​genteil! Es gibt weniger Klagen!)
Das Gegenteil ist der Fall. Es gibt ihnen aber immerhin ein Instrument an die Hand, dann, falls grober Miss-

brauch  vorliegt,   Verbraucherinteressen   einzufordern. Das halte ich für richtig.
Ich finde es besonders gut, dass in der Gegenäuße​rung angekündigt wird, im Gasmarkt das Entry-Exit-Modell einzuführen. Damit wäre erstmals Wettbewerb auf dem Gasmarkt möglich. Bislang gibt es dort Wettbe​werb nur auf dem Papier. Der damals noch von Rexrodt entwickelte Gesetzentwurf hat ihn in keiner Weise er​möglicht. Die Verbändevereinbarungen sind gescheitert. Das Entry-Exit-Modell ermöglicht auf wirklich unbüro​kratische Weise Wettbewerb und Handel auf dem Gas​markt. Seine Umsetzung wäre ein wichtiger und ganz entscheidender Schritt.
Selbstverständlich werden die Verordnungen noch rechtzeitig kommen. Eine Gasverordnung befindet sich in der Endphase der Diskussion, die zweite ist in Arbeit. Wir werden das vorliegende Gesetz nicht eher abschlie​ßend beraten, bevor diese Verordnungen vorliegen; da bin ich mir hundertprozentig sicher. Wir werden in un​sere Beratungen alle Verordnungen, die zu Strom- und Gas wie die Zugangs- und Entgeltverordnungen, einbe​ziehen. Ich kann überhaupt nicht sehen, wieso wir als Parlamentarier da vor der Tür stehen sollten.
Vielleicht noch ein paar Worte zum Thema Kosten-tragungspflicht. Der von uns eingeschlagene Weg ist, wie ich denke, aus zwei Gründen der richtige: Erstens verfahren wir mit Zustimmung des Bundesrates auch so bei der TKG-Novelle; zweitens ist das auch die übliche Art, wie Verfahren der BaFin finanziert werden. Eine an​dere Möglichkeit wäre es, jeden einzelnen Vorgang von-seiten der Behörde gegenüber der Industrie abzurechnen. Es müsste also eine Gebührenordnung aufgestellt wer​den. Dadurch entstünde ein ungeheurer bürokratischer Moloch. Auch das muss man sehen. Deshalb glaube ich, dass es völlig richtig ist, den unbürokratischeren Weg zu wählen und das Ganze durch die Industrie finanzieren zu lassen.
Wir als grüne Fraktion werden diesen Gesetzentwurf jetzt intensiv beraten und eigene Änderungsvorschläge unter Berücksichtigung der Gegenäußerung auf den Tisch legen. Aber die grobe Richtung, die Grundrich​tung begrüßen wir außerordentlich.
Ich hoffe, dass sich in der Opposition noch einiges tun wird. Ich glaube, dass ein wirklich fairer Vorschlag vor​liegt, mit dem eine Einigung erzielt werden kann. Spä​testens im Vermittlungsausschuss werden wir eine Einigung erreichen. Im Sinne einer sehr zeitigen Einfüh​rung einer Wettbewerbsbehörde aber wäre es gut, wenn wir uns schon im Bundestag auf gemeinsame Ände​rungsvorschläge - Anreizregulierung, Ex-ante-Regulie-rung usw. - verständigen könnten. Das wäre eine hervor​ragende Vorarbeit für eine Verständigung mit den Bundesländern.
Ich hoffe, dass dieses Gesetz jetzt nicht in parteipoliti​schem Geplänkel verbraten wird, sondern wir eine sach​liche Beratung haben werden. Ich hoffe, dass hier nicht polarisiert wird, denn wir sind uns in diesem Bereich doch eigentlich sehr nahe. Es gibt einen einzigen Punkt -Herr Minister Clement hat ihn angesprochen -, bei
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dem es noch keine Annährung gibt, und zwar bei dem Thema der Verantwortung von Bund und Ländern. Darüber sollten die Bundesländer und auch die CDU/ CSU noch einmal nachdenken. Ich weiß, dass die FDP da eine andere Position vertritt, nämlich dass die Verant​wortung beim Bund liegen sollte. Aber die CDU/CSU-Opposition sollte sich ihre Haltung noch einmal überle​gen; denn man kann sich in der Föderalismuskommis​sion nicht einig sein, dass man Mischverantwortung in Zukunft verhindern will, aber beim nächsten Gesetz ge​nau das Gegenteil tun.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)
Wir haben in der Föderalismuskommission festgestellt, dass Mischverantwortung zu mehr Bürokratie und un​gleichen Bedingungen im Markt führt. Das ist für die deutsche Wirtschaft nicht zuträglich. Deswegen sollten wir, wenn wir jetzt ein neues System einführen, die Chance für Veränderungen nutzen und zeigen, dass wir aus unseren eigenen Fehlern gelernt haben. Deshalb bitte ich, dass Sie sich das in diesem Bereich noch einmal gut überlegen.
Wie gesagt: Ich hoffe, dass wir eine ernsthafte Kom​promisssuche aufnehmen. Das würde allen nützen: der Energiewirtschaft, der Industrie, aber auch den Verbrau​chern.
Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat die Kollegin Gudrun Kopp, FDP-Frak​tion.
Gudrun Kopp (FDP):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herren und Damen! Wir diskutieren heute über das Energiewirtschaftsgesetz. Ich glaube, man kann sagen, dieses Gesetz wird das Grundgesetz für die Energiewirtschaft der Zukunft sein. Wir werden mit diesem Gesetz über Investitionsbereit​schaft und -fähigkeit am deutschen Markt und darüber entscheiden, wie sich Energie in Deutschland für Ver​braucher und Wirtschaft darstellt. Es handelt sich also um ein insgesamt sehr wichtiges Werk.
Liebe Frau Kollegin Hustedt, auch wir als FDP-Bun​destagsfraktion legen großen Wert darauf, dass die Ver​braucher profitieren.
(Albert Schmidt [Ingolstadt] [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN]: Ach!)
Ich verweise in diesem Zusammenhang noch einmal ausdrücklich darauf, dass durch die von dem damaligen Bundeswirtschaftsminister Rexrodt initiierte Liberalisie​rung auf dem Energiemarkt Liberalisierungsgewinne in Höhe von 7,5 Milliarden Euro erwirtschaftet worden sind. Diese sind inzwischen, wie man so schön sagt, ver​frühstückt. Wodurch? In erster Linie durch Lasten, die die rot-grüne Bundesregierung durch Steuern, Abgaben und Umlagen verursacht hat - das macht 41 Prozent des

derzeitigen Strompreises aus -, aber auch durch globale (C) Umstände, nämlich durch die hohen Preise für Roh​stoffe. Denken Sie nur an die Verdoppelung des Kohle​preises und den enorm gestiegenen Ölpreis. Ein Energie​mix aus fossilen Brennstoffen, erneuerbaren Energien und Kernenergie wird also auch in Zukunft notwendig sein.
Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass wir bei dieser Debatte über das Energiewirtschaftsgesetz über die Netzregulierung und nicht über die Preisregulierung sprechen. Ich glaube, das ist ein sehr entscheidender Un​terschied.
Sehr geehrter Herr Minister Clement, Sie haben eben gesagt, Sie seien offen für Änderungsvorschläge. Prima! Ich nenne Ihnen hier sieben Punkte, die für uns als FDP essenziell sind, und bitte Sie, sie bei der weite​ren Beratung mit zu berücksichtigen:
Erstens. Uns ist wichtig, dass die Brüsseler Vorgaben nicht übererfüllt werden, sondern wir nur das tun, was nötig ist. Wir legen Wert auf eine effiziente, klare, un​bürokratische Methodenregulierung, um den Wettbe​werb zu stärken.
(Beifall bei der FDP)
Deshalb haben weder die Frage der erneuerbaren Ener​
gien noch ausufernde Verbandsklagerechte in diesem
neuen Energiewirtschaftsgesetz irgendetwas zu suchen.
Wir würden - da hat Herr Bietmann völlig Recht - eine
Klageflut bekommen. Das kann nicht im Sinne der Ver​
braucher und auch nicht im Sinne der gesamten Wirt​
schaft sein.
(D)
Wir legen außerdem Wert darauf, dass die Zuständig​keiten für den gesamten Energiebereich beim Bundes​wirtschaftsministerium angesiedelt sind und dass es nicht zu einem Hickhack und zu ideologischen Verbrä​mungen zwischen dem Umweltministerium und dem Wirtschaftsministerium kommt.
Zweitens. Wir legen großen Wert darauf, dass es keine kleinteiligen Einzelgenehmigungen von Netzent​gelten ex ante gibt. Denn dadurch würden wir ein riesi​ges Bürokratiemonstrum aufbauen. Das kann nicht im Sinne des Erfinders sein. Wir wollen gleichzeitig An​reize schaffen, um künftig effizient und wettbewerbsfä​hig zu sein.
Drittens. Wir legen Wert auf eine konsequente Ent​flechtung, um künftig bei den Unternehmen Quersub-ventionierungen zu vermeiden und Transparenz zu schaffen.
Viertens. Das gesamte Regulierungsregime bedarf nach unserer Überzeugung schneller als nach einem Zeitraum von drei Jahren eines Monitorings, um gegebe​nenfalls die Regulierungsregelungen den gemachten Er​fahrungen schnellstens anzupassen.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Fünftens. Auch wir Liberale sagen ganz klar: Die Kosten für die Regulierung können nicht umgelegt wer​den. Es handelt sich um eine staatliche Aufgabe. Diese
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staatliche Aufgabe ist aus dem Haushalt zu finanzieren.
An dem Personalaufbau, der jetzt stattfindet, kann man
erkennen, dass die Regulierungsbehörde völlig freie
Hand hat, sich entsprechend zu positionieren und Kosten
zu verursachen, ohne dass es eine Kostendeckelung gibt.
Wo bleibt da die Kontrolle? Wo bleibt da der Anreiz für
die Regulierungsbehörde, kostengünstig und effizient zu
arbeiten? Ich finde, dieser Zustand ist nicht akzeptabel.
(Beifall bei der FDP)
Sechstens. In diesem Punkt stimmen wir mit Bundes​wirtschaftsminister Clement überein. Herr Minister, es ist richtig, dass die Regulierung bundeseinheitlich erfol​gen muss. Es darf keine Splittung der Aufgaben geben. Die Föderalismuskommission müht sich redlich, in klei​nen Schritten die Mischzuständigkeiten und die daraus resultierenden Mischfinanzierungen aufzudröseln. Wenn wir aber sofort beim nächsten Gesetz in den alten Fehler verfallen und Mischzuständigkeiten installieren, dann ist das ein falscher Weg, den wir nicht mitgehen werden.
(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
Siebtens. Herr Minister, es kann nicht sein, dass wir das EnWG diskutieren, ohne die vier wichtigsten Ver​ordnungen auf dem Tisch liegen zu haben. Das ist nicht akzeptabel. Es ist die Rede davon, dass es bis zu 20 oder 25 Verordnungen insgesamt geben wird. Niemand kennt derzeit die genaue Zahl. Um diesen Gesetzentwurf hin​sichtlich seiner inhaltlichen Ausrichtung und in Bezug auf seine rechtliche Klarheit wirklich beurteilen zu kön-
(B)
nen   -   diesen   Punkt   hat   auch   Herr   Bietmann
angesprochen -, müssen wenigstens die vier wichtigsten
Verordnungen vorliegen. Ich hoffe, dass Sie hier Druck
machen und schnellstens Klarheit schaffen.
(Beifall bei der FDP)
Die FDP-Bundestagsfraktion wird den gesamten Beratungsprozess in den nächsten Wochen kritisch und konstruktiv verfolgen und begleiten. Wir haben Ihnen heute einen Antrag vorgelegt, in dem skizziert wird, in welche Richtung wir gehen möchten. Wir setzen darauf, dass Sie zügig, aber doch mit großer Sorgfalt die Bera​tungen durchführen - wir haben schon in Kürze die erste Anhörung - und dass wir recht bald diesen Prozess ab​schließen können. Eigentlich hätte diese Regulierung schon am 1. Juli dieses Jahres in Kraft sein müssen. Wir sind also in Verzug.
Ich möchte noch einen Punkt erwähnen, der auch von einigen Kollegen angesprochen wurde. Die Ankündi​gungen von großen Energieunternehmen am Standort Deutschland, die Preise zu erhöhen, werden derzeit vom Bundeskartellamt geprüft. Das Bundeskartellamt wird uns recht bald sagen, ob es der Meinung ist, dass die zu​sätzlichen staatlichen Belastungen der Energiepreise, die Sie als rot-grüne Bundesregierung verursacht haben, tat​sächlich berechtigt sind. Dann wollen wir einmal sehen, wie sich die Preisdebatte hier darstellt. Ich glaube, es hat viel Wind um wenig wirkliche Substanz gegeben.
Machen Sie Ihre Hausaufgaben! Sehen Sie zu, dass Sie den Verbrauchern und der Wirtschaft nicht immer

wieder neue Lasten auferlegen, und versuchen Sie, sich   (C) zu bescheiden und nicht immer mehr Kosten- und Büro​kratielasten aufzubauen!
Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat der Kollege Michael Müller, SPD-Frak​tion.
Michael Müller (Düsseldorf) (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir be​grüßen es sehr, dass die Bundesregierung hier eine, wie wir finden, sehr gute Grundlage geschaffen hat.
Herr Bietmann, es passt irgendwie nicht ganz zusam​men, wenn man am Anfang sagt, durch die Gegenäuße​rung der Bundesregierung sei eine Wende zum Besseren erreicht, und das Ganze anschließend als Katastrophe bezeichnet. Ich finde, man sollte bei einer so wichtigen Entscheidung auch sprachlich ein bisschen abrüsten und etwas sauberer in der Argumentation sein.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Nur das eine oder das andere geht; beides passt nicht zu​sammen.
Ich finde, dass das Angebot der Bundesregierung, möglichst offen und konsensual eine so entscheidende Frage wie die der künftigen Energiepolitik zu bearbei-ten, sehr gut ist, dass wir daher in der Sache diskutieren   ^  ' und keinen Popanz aufbauen sollten.
Dazu gehört aus meiner Sicht auch folgende Frage - das erkläre ich noch einmal für die SPD -: Wir werden natürlich darauf dringen, dass es bei den Verordnungen kein Ausweichen gibt, sondern dass das Parlament voll​ständig einbezogen wird, notfalls auch durch eine Zu​stimmung des Parlaments in Form eines Artikelgesetzes oder wie auch immer. Auf jeden Fall müssen die Verord​nungen politisch abgesegnet werden. Das ist übrigens im Interesse der Bundesregierung ebenso wie im Interesse der anschließenden Rechtssicherheit durch diese Verord​nungen.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS​SES 90/DIE GRÜNEN)
Insofern sehe ich auch darin kein zentrales Problem. Ganz im Gegenteil: Da sind wir auf einem guten Weg.
Man muss sagen - deswegen wäre ich mit Kritik et​was vorsichtig-, dass das, was wir heute korrigieren, natürlich auch Ausdruck dessen ist, dass man im Ener​giewirtschaftsgesetz von 1998 bewusst auf eine Wettbe​werbs- bzw. Regulierungsbehörde verzichtet hat. Mich wundern manche Aussagen von Leuten, die sich jetzt ganz besonders für einen Regulator einsetzen, die man aber in der Vergangenheit immer nur als Bremser erlebt hat.
Bringen Sie also bitte nicht zu viel politischen Oppor​tunismus ein! Vielmehr sollten wir jetzt gemeinsam ver-
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(A) suchen, eine vernünftige, sachgerechte Form der Regu​lierung zu finden. Denn Tatsache, Frau Kopp, ist auch, dass das, was nach 1998 passiert ist, mit Wettbewerb teilweise wenig zu tun gehabt hat. Das war ein enormer Verdrängungswettbewerb im Sinne einer unglaublichen Konzentration in Teilbereichen, aber nicht das, was man unter einem vernünftigen funktionsfähigen Wettbewerb verstehen musste. Ganz im Gegenteil!
(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Gudrun Kopp [FDP]: Eon und Ruhrgas haben Sie fu​sionieren lassen! Das ist Verdrängung der Tat​sachen!)
Damals ist aus meiner Sicht das Fundament für einen Teil der Probleme, die wir heute haben, gelegt worden; denn wir haben keinen vernünftigen Übergang von den Gebietsmonopolen in einen funktionierenden Wettbe​werb geschaffen, sondern im Gegenteil eher einen Un​ternehmenswettbewerb initiiert.
Die Wettbewerbsbehörde hat aus unserer Sicht an ers​ter Stelle das Ziel, große Transparenz und mehr Sauber​keit in der Preisbildung zu schaffen. Natürlich muss vor allem die Verbraucherseite gestärkt werden. Für uns gehört zu einer funktionierenden marktwirtschaftlichen Ordnung immer auch die Verbraucherseite.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb muss sie auch Rechte haben; sonst funktioniert das nicht. Das kann nicht nur das Recht auf Transparenz sein. Wir finden es beispielsweise sehr interessant, wel-,R. he Modelle in Großbritannien existieren, zum Beispiel die so genannten Watchdogs. Wir schauen uns das an. Wir sagen zwar nicht, dass wir diese Modelle überneh​men; aber man muss auch für solche Ansätze offen sein, die von vornherein - da hat die Kollegin Hustedt völlig Recht - mehr Seriosität und Kontrolle in den Prozess bringen. Es ist ja ein interessantes Phänomen, dass in all den Ländern, in denen es wie in Deutschland das Instru​ment der Verbandsklage gibt, die Zahl der Prozesse zu​rückgegangen ist, weil im Vorfeld viel solider und sorg​fältiger abgewogen worden ist. Insofern sollte man keine Angst vor der Demokratie haben. Im Gegenteil: Wir be​grüßen das.
Einer der wichtigen Punkte ist auch die Auseinander​setzung um Ex-post- und Ex-ante-Regelungen. Unab​hängig davon, dass natürlich erhebliche Unterschiede im Vorgehen bestehen, ist für uns trotzdem das Entschei​dende, dass die Instrumente selbst sehr wirksam sind. Je​der muss wissen - wir alle unterstützen das -, dass eine Ex-ante-Regelung natürlich nicht mit einer absolut schlanken Verwaltung zu machen ist. Sie muss vielmehr entsprechend qualifiziert ausgerüstet werden - und das besonders dann, wenn sie schnell agieren soll. Eine Ex-ante-Regelung bedeutet in der Konsequenz also auch eine gewisse Weichenstellung für das Personal. Eine schlecht besetzte Regulierungsbehörde wird nicht aus​reichen. Aus meiner Sicht passt es nicht zusammen, auf der einen Seite immer Steuersenkungen zu fordern und auf der anderen Seite die Kosten solcher Aufgaben, die im Grunde genommen im Interesse sowohl der Allge​meinheit als auch der Wirtschaft liegen, dem Staat zu

übertragen. Dies werden wir nicht akzeptieren, weil es   (C) nicht in Ordnung ist.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, wichtig ist im Hinblick auf die Transparenz vor allem, dass etwas aufhört, was schon heute ein großes Problem ist: dass vielfach nicht klar ist, ob in die Preisbildung für Strom die Kosten für die Kraft-Wärme-Kopplung, für erneuerbare Energien usw. eingerechnet werden. Wir verhehlen nicht, dass wir bei manchen Unterschieden in der Strompreisbildung den Eindruck haben, dass recht lasch operiert wird und Kosten eingerechnet werden, die dort eigentlich nicht hi​neingehören. Dies beenden wir aus gemeinsamem Inte​resse; in diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass die Änderung des EEG von einer sehr viel größeren Mehrheit als der der Regierungsfraktionen beschlossen wird. Wir müssen diese Klarheit haben, damit bei der Preisbildung nicht getrickst wird. Damit wird auch etwas beendet, was heute aus meiner Sicht nicht sauber ist: dass man Kosten anlastet, bei denen zumindest ein Fra​gezeichen angebracht ist, ob sie gerechtfertigt sind.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Wir halten es für außerordentlich richtig, dass es eine bundesstaatliche Regelung gibt. Teilweise war die Ex-ante-Forderung eine Forderung einiger Länder, die weni​ger etwas mit der Ex-ante-Position selber als vielmehr mit der Verlagerung der Zuständigkeit auf Landesebene zu tun hatte. Wir halten eine solche Regelung für falsch; ( denn wir brauchen gerade angesichts der Entwicklung auf den Energiemärkten eine starke Bundesbehörde. Dies ist gewährleistet. Insoweit ist die bundesstaatliche Regelung für uns einer der unverzichtbaren Eckpunkte. Bei dieser Regelung werden wir keine Veränderung vor​nehmen; auch wissen wir, wie wir sie im Zweifelsfall durchsetzen können.
Regulierung und Wettbewerb allein machen noch keine Energiepolitik aus. Es wäre eine Illusion, zu glau​ben, dass wir mit einer Regulierung, die lediglich Preis​senkungsmechanismen im Auge hat, Energiepolitik ma​chen könnten, so wichtig dies auch ist. Einen Dumpingwettbewerb werden wir nicht mitmachen. Na​türlich müssen in den Preisbildungen auch Aspekte wie Umweltschutz, Versorgungssicherheit und frühzeitige Innovationsfähigkeit enthalten sein. Von daher wird es nicht nur einen Wettbewerb bei den Preisen nach unten geben. Vielmehr müssen wir eine qualifizierte und nach​haltige Energiepolitik betreiben, die ihren Preis hat. Es geht uns um eine saubere Preisbildung, aber nicht da​rum, dass Energie auf jeden Fall billig sein muss. Dies widerspräche einer verantwortungsbewussten Energie​politik. Wir werden alles tun, um Preiseffizienz zu errei​chen; aber es wird keine Billiger-Jakob-Lösung geben können. Dies gilt auch für die Wettbewerbsbehörde.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, das Dreistufenmodell, das jetzt entwickelt worden ist, ist aus unserer Sicht gut. Hier
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wird im Übrigen, Frau Kopp, die Frage des Monitorings
im Verfahren selbst gelöst. Die erste Stufe sieht vor, dass
Unternehmen, die die Preise bereits erhöht haben, von
der Regulierungsbehörde mit besonderer Aufmerksam​
keit betrachtet werden. Im Zentrum der zweiten Stufe
soll eine Ex-ante-Prüfung stehen. Die dritte Stufe enthält
Anreizmechanismen.  Damit  sind Prozesse  ständigen
Lernens und ständigen Monitorings gewährleistet, da
wir eine Anreizregulierung nur erreichen werden, wenn
wir die Prozesse permanent auswerten, auf ihre Wirkun​
gen hin kontrollieren und effizienter machen. Insofern
ist Ihrer Forderung nach mehr Monitoring aus dem Pro-
zess heraus Rechnung getragen. Dies ist auch einer der
wesentlichen Punkte, warum wir in der Frage der Ver​
ordnungen offen sind. Als Parlament können wir immer
dann Verbesserungen vornehmen, wenn es notwendig
ist.
Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz werden wir das nachvollziehen, was wir zugegebenermaßen frü​her hätten tun können. Allerdings besteht hier kein An-lass zu Rechthaberei. In der Vergangenheit wollten rela​tiv wenige Mitglieder dieses Hauses eine Wettbewerbs​und Regulierungsbehörde haben; lange Zeit waren sie in der Minderheit. Dass wir jetzt diese Einigkeit erreichen, soll gar nicht im Nachhinein kritisiert werden. Es ist ein guter Schritt hin zu eine leistungsfähigen Energiepolitik, die nicht nur ökonomisch, sondern auch ökologisch und technologiepolitisch für uns wichtig ist.
Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
(B)
DIE GRÜNEN)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat der Kollege Kurt-Dieter Grill, CDU/ CSU-Fraktion.
Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Müller, Sie haben den Kollegen Bietmann aufgefordert, sprachlich abzurüsten. Frau Hustedt hat sich in geradezu absurde Formulierungen verstiegen. Wenn Sie es für richtig halten, Solidarität und Zusammenarbeit mit Koalition und Regierung ein​zufordern, dann sollten Sie sich nicht gleichzeitig über Sprache aufregen und mit Kritik an der Opposition alles andere als sparsam umgehen.
1998 haben wir als CDU/CSU-FDP-Koalition gegen den Widerstand der heutigen Koalition den neunten An​lauf gemacht, aus den Monopolen auszubrechen. Die Monopole waren der Hauptgrund der Kritik der linken Seite. Wir haben mit der Einführung des Wettbewerbs sowohl auf europäischer Ebene wie in Deutschland Fak​ten geschaffen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Gudrun Kopp [FDP])
Wenn Sie von der SPD-Fraktion sich darüber unter​halten, aufwelcher Seite des Hauses die Befürworter des Wettbewerbs gesessen haben, dann wäre ich Ihnen sehr dankbar, wenn Sie uns heute Abend mitteilen würden,

ob sich die Verfassungsklage, die Sie damals zur Erhal- (C) tung des kommunalen Monopols eingereicht haben, erle​digt hat. Ich könnte Ihnen ein paar Sätze aus der Begrün​dung des Gesetzentwurfes der SPD vorlesen, in denen es um die Finanzierung von Bädern, Kindergärten und Stra​ßenbahnen geht.
(GudrunKopp [FDP]: So ist es!)
Es ist nicht in Ordnung, sich jetzt zum Hüter des Wettbe​werbs zu erklären, während die Verfassungsklage zum kommunalen Monopol immer noch in Karlsruhe liegt. Erst im Frühjahr war wieder eine Anhörung.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so​wie bei der FDP)
Aber vielleicht haben Sie das ja inzwischen zurückgezo​gen.
Sie sprechen von kleinen und großen Verbrauchern, von Konzernen, Monopolisten und Oligarchen. Ich will Sie nur daran erinnern, dass diese Koalition die größte Fusion in diesem Lande genehmigt hat, nämlich die von Eon und Ruhrgas.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Sie sollten sich an dieser Stelle nicht allzu sehr als Kon​zentrationsverhinderer aufspielen. Das ist vollkommen unangemessen.
Genauso unangemessen war es - das sage ich nicht nur in Richtung Koalition, sondern durchaus auch eini​gen Leuten aus unseren Reihen -, wie Herr Kurth vor ei​nem Jahr auf die Bühne sprang und sich als Regulierer vorstellte. In seiner letzten Pressekonferenz hat er ge- (D) sagt, die Erwartung, dass mit ihm die Preise sänken, sei vollkommen falsch. Das ist ein Versuch, sich rechtzeitig dem politischen Druck zu entziehen, den eine Reihe von Menschen, die in diesem Lande politische Verantwor​tung tragen, dadurch erzeugt haben, dass sie aus dem Netzzugangsregulierer einen Preisregulierer und Preis-genehmiger gemacht haben, jedenfalls verbal.
Ich gebe zu, dass der Regulierer vielleicht schon frü​her hätte eingesetzt werden können. Ich persönlich hatte dazu eine andere Meinung; aber das ist eine andere Frage. Aber der Regulierer ist nur für ein Drittel des Energiepreises zuständig.
(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: So ist es!) Der Rest unterliegt nicht der Regulierung.
(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Richtig!)
Erwecken Sie - das sage ich auch einigen aus unseren ei​genen Reihen - doch draußen nicht den Eindruck, wir bräuchten nur einen Regulierer; dann sänken die Preise ab morgen.
Sie haben im Übrigen eine interessante Bemerkung dazu gemacht, was man alles bei den Preisen berück​sichtigen müsse. Ich könnte auch die Frage diskutieren, ob sich nicht diejenigen zu Preishütern und Verbraucher​schützern machen, die - Frau Kopp hat das hier schon angesprochen - mit der Ökosteuer manche Preiserhö​hung gewollt haben.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Richtig!)
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Sie sind doch diejenigen, die in der generellen politi​schen Debatte die Auffassung vertreten, Energie müsse teurer werden, damit die Leute draußen Energie sparen. Es sind doch nicht wir, die diese These vertreten.
(Dr.Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie denn für eine These?)
Deswegen glaube ich, dass Sie in der Frage der Preise - so wie Frau Hustedt das hier dargestellt hat und so wie Sie das dargestellt haben - ganz vorsichtig sein sollten.
Herr Müller, Sie haben Großbritannien angesprochen. Wenn Sie sich die Entwicklung in Großbritannien ange​schaut haben, dann konnten Sie beobachten, dass das Nichtvorhandensein einer Öl-Gas-Preisbindung dazu ge​führt hat, dass das Gas in Großbritannien mittlerweile 80 Prozent teurer ist als im letzten Jahr. Die britische Re​gulierungsbehörde Ofgem konnte diesen Preisanstieg nicht mehr aufhalten. Sie hat am Anfang den Fehler ge​macht, zu sagen: Niedrige Preise sind die richtige Regu​lierung. Sie ist in den Fragen der Infrastruktur, des Sub​stanzerhalts und der Versorgungssicherheit gescheitert. Jetzt will die Ofgem offensichtlich einen europäischen Regulierer. Herr Minister, wir können sicherlich noch lange über die Frage der Zuständigkeit von Bund und Ländern diskutieren. Wir wollen aber nicht - ich bitte Sie, dies in Brüssel rechtzeitig klar zu machen -, dass in Brüssel ein europäischer Regulierer sitzt und die natio​nalen Parlamente dann überhaupt nichts mehr zu sagen haben.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Ich will noch eine kritische Bemerkung machen. Sie haben für sich in Anspruch genommen - von der Sache her kann man das auch -, ein komplexes und anspruchs​volles Gesetzeswerk vorzulegen. Wir als Opposition ha​ben Anfang dieses Jahres aber erlebt, wie der Zeitplan der Europäischen Kommission für den Emissionshandel sklavisch umgesetzt wurde, unter Vernachlässigung des Rechts des Parlaments auf eine geordnete Beratung des Emissionshandels. Das Gesetz zum Emissionshandel war für die Frage der Energiepreise in Deutschland min​destens so wichtig wie das, was Sie jetzt vorlegen.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Damals haben Sie unsere Mitspracherechte beschnit-
ten.
Deswegen denke ich, dass wir die Verordnungen vorgelegt bekommen sollten, und zwar mit den mögli​cherweise bestehenden Einwendungen. Wir können nicht noch einmal von uns aus die Verordnungen den gleichen Anhörungen unterziehen, wie Sie das jetzt im Ministerium machen; das kann ein Parlament im Grunde genommen nicht leisten. Wir sollten uns also über ein Verfahren verständigen, wie die Fraktionen den Entwurf der Verordnungen mit den wichtigsten Einwendungen bekommen, damit wir Ihren Meinungsbildungsprozess nachvollziehen können.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage das ausdrücklich, weil ich glaube, dass die (C) Erfahrung zeigt - auch in der Debatte draußen wird das so gesehen -, dass aus Ihrem Haus - ich sage das jetzt ohne Vorwurf; das ist manchmal das Wesen von Geset​zen - immer unterschiedliche Interpretationen zu dem, was aufgeschrieben worden ist, kommen. Wir würden schon gerne wissen, welche Interpretation denn am Schluss gilt und was die Verordnungen wirklich bedeu​ten. Wir können die Wirkung des Gesetzestextes ohne diese Interpretation nicht beurteilen. Von daher denke ich, dass wir uns in der Frage, wie wir mit den Verord​nungen umgehen, verständigen sollten.
Ich möchte noch gerne einen Hinweis auf die Debatte
geben, die wir in Deutschland führen. Es ist geradezu ab​
surd, dass wir wieder eine eher stromorientierte Debatte
führen, obwohl dieses Gesetz auch für den Gasbereich
gilt. Von außen betrachtet entsteht der Eindruck, dass wir
eigentlich nur über Elektrizität reden. Ich glaube daher,
dass wir einen zweiten Punkt mit in die Debatte einbe​
ziehen sollten. Hier sind Wettbewerb, Demokratie und
Transparenz mit der Verbandsklage begründet worden.
Ich will Ihnen einmal sagen: Das Unbundling ist als
wettbewerbsgestaltendes Element viel griffiger und viel
deutlicher als das, was Sie mit der Verbandsklage über​
haupt erreichen können. Deswegen bedaure ich, dass wir
uns über die Frage des Unbundlings als wettbewerbsge​
staltendes Element nicht so ausgiebig unterhalten haben.
Ich habe damit nicht gesagt - damit da kein falscher Ein​
druck entsteht -, man müsste das, was die EU macht,
noch verschärfen. Ich sage nur: Die Bedeutung des Un​
bundlings für die Gestaltung des Wettbewerbs ist mir in
der Debatte draußen viel zu kurz gekommen.
(D)
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie der Abg. Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN])
Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen. Herr Müller hat schon darauf hingewiesen, dass in Preisen auch die Ausgaben für Forschung und Entwicklung be​inhaltet sein müssen. Da kann ich Ihnen zustimmen. Aber wir regulieren nur das Netz, nicht die Forschungs​ausgaben.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Ja, das ist klar!)
Ich habe heute in der „Zeit" etwas gefunden, was die Koalition, zumindest aber die Grünen, unglaublich glaubwürdig macht; denn Sie haben in den letzten Wo​chen einen bestimmten Eindruck erweckt. Meine Mit​streiterin Michaele Hustedt hat auf einer Veranstaltung gesagt, dass die Energiepreise um 25 Prozent sinken werden.
(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Quatsch!)
- Das war im Juni letzten Jahres auf dem EBC, wo wir zusammen mit Rolf Hempelmann waren. Dort haben Sie das stolz angekündigt.
(Lachendes Abg. Rolf Hempelmann [SPD]) Wir waren unabhängig voneinander eingeladen.
Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode - 135. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. Oktober 2004

12411
(A)
(B)

Kurt-Dieter Grill
Als ich heute die „Zeit" vom 28. Oktober dieses Jah​res zur Hand genommen habe, habe ich gesehen, dass diejenigen, die hier darüber reden, dass die Position des Verbrauchers gestärkt werden muss und dass mit Blick auf den Standort Deutschland die Preise gesenkt werden müssen,
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Wer denn?)
gemeinsam mit prominenten Beteiligten wie Herrn Loske und Herrn Bütikofer den Plan verfolgen, die Steu​ern auf Heizöl j ährlich um 2 Cent pro Liter und die Steu​ern auf Kraftstoffe um 3 bis 5 Cent pro Liter zu erhöhen.
(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Das ist ja unerhört!)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.
(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Aber das ist jetzt wichtig!)
Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU):
Ja, Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss.
Meine Damen und Herren von den Grünen, ich will Ihnen nur eines sagen: Sich hier zum Hüter des Verbrau​chers und zum Anwalt des kleinen Mannes zu machen und gleichzeitig die nächste Erhöhung der Ökosteuer zu planen, das ist an Chuzpe nicht mehr zu überbieten.
Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Ich gebe dem Kollegen Loske das Wort zu einer Kurzintervention.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Das ist doch überflüssig!)
Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN):
Eigentlich ist es überflüssig, zumal ich Ihrer Rede nicht gefolgt bin. Aber die Wahrheit sollte schon auf den Tisch. Die Wahrheit ist, dass wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, im Jahre 2004 zu überprüfen, wie wir die ökologische Steuerreform weiterentwickeln.
(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollen Erhö​hungen!)
Zu diesem Zweck ziehen wir jetzt den bundesweit ver​fügbaren Sachverstand zusammen und besprechen die​ses Vorhaben mit Experten. Ansonsten haben wir über​haupt keine Festlegungen getroffen. Herr Grill verwechselt da wieder etwas, weil er nicht genau hin​guckt.
In dem Artikel, den auch ich eben erst gelesen habe, wird darauf hingewiesen, dass der Förderverein Ökolo​gische Steuerreform seinerseits ein Konzept vorgelegt hat. Vertreter des Fördervereins Ökologische Steuerre​form sind natürlich auch bei den Treffen zu Gast, auf de-

nen wir die Experten konsultieren. Ich glaube, das Hin-   (C) zuziehen von Sachverstand hat einer Sache noch nie geschadet. Ich möchte Sie bitten, in Zukunft genauer zu lesen und keine Unwahrheiten zu verbreiten.
Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -Zuruf von der CDU/CSU: Da merkt man doch sofort, wohin die Reise gehen soll!)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Herr Kollege Grill, Sie können antworten.
(Ludwig Stiegler [SPD]: Sie müssen sich nur entschuldigen!)
Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, wofür ich mich entschuldigen muss.
(Ludwig Stiegler [SPD]: Wegen falscher An​schuldigung! - Gegenruf des Abg. Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Oh, das ist ja eine Straftat!)
-
Herr Kollege Stiegler, ich kann nur sagen, was hier
steht. Das wissen Sie genauso gut wie ich.
(Ludwig Stiegler [SPD]: Falsche Anschuldi​gungen und üble Nachrede!)
-
Wenn Sie meine Äußerungen als falsche Anschuldi​
gungen und üble Nachrede betrachten, dann weiß ich
nicht, was ich zu manchen Ihrer Äußerungen in der Ver​
gangenheit sagen soll. Das sollten wir lieber lassen.
(D)
(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich werde nie versuchen, Sie zu überbieten, was falsche Anschuldigungen betrifft. Das können Sie mir glauben.
Herr Kollege Loske, zwei Bemerkungen zu Ihnen. Erstens. Ich habe das vorgelesen, was hier geschrieben steht: dass Sie offensichtlich einen solchen Plan verfol​gen.
(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das steht doch da gar nicht! Es werden sich noch die Balken biegen, weil Sie so lügen! Lesen Sie das doch mal vor!)
-
Ich weiß, was hier steht.
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat der Kollege Grill.
Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU):
Herr Kollege, es ist nett, dass Sie sich so aufregen.
Zweitens. Lieber Herr Loske, so, wie Sie in der Ver​gangenheit argumentiert haben, bleibt nur der Schluss, dass Sie die nächste Erhöhung der Ökosteuer planen. Genau das ist der Punkt. Was die Energiepreise betrifft, haben Sie keinerlei Glaubwürdigkeit mehr zu verlieren; denn durch Ihre Steuererhöhungen sind die Energie​preise gestiegen. Sie haben Ihre Glaubwürdigkeit auf diesem Gebiet längst verloren.
(Beifall der Abg. Gudrun Kopp [FDP])
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(A) Sie haben den Eindruck erweckt, dass Sie sich im In​teresse der Verbraucher für Preissenkungen einsetzen. Sie sind aber diejenigen, die jede Steuererhöhung durch​drücken, um, angeblich im Interesse des Umweltschut​zes und des Energiesparens, die Energiepreise nach oben zu treiben.
(Ludwig Stiegler [SPD]: Das sind falsche Tat​sachenbehauptungen! - Weiterer Zuruf von der SPD: Sie lügen ja schon wieder!)
Das ist die Wahrheit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Gudrun Kopp [FDP])
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Nächster Redner ist der Kollege Rolf Hempelmann, SPD-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Rolf Hempelmann (SPD):
Frau Präsidentin! Meine liebe Kolleginnen und Kolle​gen! Lieber Kurt-Dieter Grill, dein Auftritt eben hat mich an unsere besten Zeiten in der Enquete-Kommis​sion „Nachhaltige Energieversorgung" erinnert: Kon​fliktvermeidungsstrategie war nie dein Ding.
(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Das war eine gute Rede!)
Das ist auch in Ordnung so. Aber ich muss ganz ehrlich ,R,    sagen: Deine Erinnerung an 1998 mag ja nochbegründ-^  '   bar sein mit Verklärungstendenzen, die gelegentlich auf​treten können, wenn man weiter in die Vergangenheit zurückblickt. Aber wenn du auch bei dem Jahr 2003 Er​innerungslücken hast, dann wird das doch langsam pro​blematisch. Ich habe nie behauptet, dass Preissenkungs​spielräume in diesen Größenordnungen gegeben seien, im Gegenteil.
(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Das habe ich gar nicht behauptet! Du hast mir nicht zuge​hört!)
Ich bitte dich, meine letzte Plenarrede nachzulesen; das war anlässlich der angekündigten Strompreiserhö​hungen und der sehr emotionalisierten öffentlichen De​batte. Darin habe ich nämlich sehr deutlich gemacht, dass mit Preissenkungen in diesen Größenordnungen nicht zu rechnen ist, weil die Netzentgelte eben nur ein Drittel des Gesamtpreises ausmachen und es andere Kostenfaktoren gibt - zum Beispiel bei der Erzeugung, bei den Primärenergiekosten und beim Bau neuer Kraft​werke -, die dafür sprechen, dass es eher Preiserhöhun​gen geben wird und wir diese durch entsprechendes Vorgehen bei den Netzentgelten bestenfalls teilkompen​sieren können; da sollte man der Wahrheit durchaus wei​terhin die Ehre geben.
Ansonsten möchte ich eigentlich positiv beginnen - so hatte ich mir das jedenfalls vorgenommen - und erst einmal deutlich machen, dass ich mich freue, dass sich nach - man darf sagen - durchaus schwierigen Verhand​lungen in einer nun einmal wichtigen Materie die Res-

sorts der Bundesregierung auf eine Entgegnung auf den Bundesrat und auch auf die beiden Stromverordnungen verständigt haben.
Ich denke, die Zusage des Bundeswirtschaftsminis​ters ist hier heute verstanden worden: dass wir zügig mit den Gasverordnungen rechnen können. Nehmen Sie von der Opposition einfach zur Kenntnis, was Michael Müller gesagt hat: Wir legen Wert darauf - übrigens haben wir den Minister diesbezüglich schon angeschrie​ben -, dass wir als Bundestag diese Verordnungen nicht nur rechtzeitig zu sehen bekommen, sondern dass sie letztlich unserer Zustimmung unterliegen. Eine Variante wäre das Artikelgesetz, das Michael Müller als Möglich​keit in den Raum gestellt hat. Wir haben da gemeinsame Interessen und deswegen sollten wir Unterschiedlichkei​ten nicht an Stellen provozieren, wo sie überhaupt nicht bestehen.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Jawohl!)
Meine Damen und Herren, drei Dinge sind es, auf die man sich geeinigt hat, und in allen drei Dingen ist man damit Positionen des Bundesrates entgegengekommen. Das Erste ist die Frage, wie diejenigen Erhöhungen zu behandeln sind, die seit dem 1. August 2004 stattgefun​den haben bzw. bis In-Kraft-Treten des Gesetzes stattfin​den werden. Da soll es ein nachträgliches Miss​brauchsverfahren geben. Meine herzliche Bitte ist nur, dass man darauf achtet, es so auszugestalten, dass mög​lichst wenig Doppelprüfungen stattfinden, für die der Verbraucher letztlich wenig Verständnis haben wird; denn auch so etwas produziert Kosten. Ich denke, da​rüber können wir uns relativ leicht einigen.
Das Zweite ist eine umfassende Ex-ante-Kontrolle aller künftigen Netzentgelterhöhungen. Das war ein aus​drücklicher Wunsch des Bundesrates, auch von Ländern mit FDP-Regierungsbeteiligung, Frau Kopp; insofern sollte man auch das nicht zum Streitpunkt machen. Wichtig ist natürlich, dass man diese Kontrollen so aus​gestaltet, dass sie letztlich nicht Personalanforderungen mit sich bringen, die wir uns bei einer schlanken Be​hörde nicht wünschen, dass die Genehmigungsverfahren aber trotzdem zügig abgearbeitet werden können. Klar ist aber auch - das muss der Bundesrat dann schon ak​zeptieren -: Das wird natürlich nicht zu weniger Perso​nal führen, als nach den bisherigen Planungen vorgese​hen ist. Wer ex ante will und wer jetzt ex ante bekommt, der muss auch akzeptieren, dass das einen gewissen Per​sonalaufwand impliziert.
Das Dritte, auf das man sich verständigt hat, ist die Anreizregulierung. Das ist eigentlich das, worüber wir uns in nächster Zeit ganz besonders unterhalten sollten, auch wenn klar ist, dass diese Anreizregulierung erst zwei Jahre nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes greifen soll.
Ich glaube, wir müssen uns jetzt darum kümmern, dass der Regulierer einen sehr klaren und präzisierten Auftrag mit auf den Weg bekommt, aus dem hervorgeht, wie wir uns diese Anreizregulierung grundsätzlich vor​stellen und insbesondere welche Ziele wir mit einer An​reizregulierung verbinden.   Es  muss  klar  sein,  dass

 (C)
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(A)
Anreize nicht nur gesetzt werden können, damit Kosten
und am Ende dann eben auch Preise, also Netznutzungs​
entgelte, gesenkt werden. Genauso klar muss sein, dass
wir die Anreize durchaus auch wollen, damit weiterhin
Investitionen getätigt werden. Das sind nun einmal auch
Kosten. Wenn die Anreize falsch gesetzt werden, dann
werden auch diese Kosten gestrichen. Das kann natür​
lich überhaupt nicht unsere Intention sein. Das heißt, der
Regulierer hat in diesem Zusammenhang natürlich auch
Qualitätskriterien zu entwickeln,  die künftig an die
Netze und an die Netzbetreiber zu stellen sind.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, vieles ist gesagt worden. Klar ist, dass wir nicht den naiven Glauben ha​ben sollten, als sei, wenn die Anreizregulierung beginnt, all das, was wir vorher entwickelt haben, also die Ex-post-Missbrauchsaufsicht auf der Basis von klaren Kos​tenkalkulationsprinzipien und die Ex-ante-Preisgeneh-migungen, über Bord geworfen. Es wird sehr genau da​rauf ankommen, diese einzelnen Instrumente sauber aufeinander abzustimmen.
Natürlich wird es relativ gesehen weniger Miss​brauchsverfahren geben. Sie werden sich eher auf den Netzzugang und nicht so sehr auf die Netzentgelte bezie​hen. Es wird natürlich auch weniger Ex-ante-Preisge-nehmigungen geben, wenn eine Anreizregelung grund​sätzlich funktioniert. Es ist aber nicht auszuschließen, dass sich diese Instrumente auch dann noch gegenseitig ergänzen müssen. Deswegen werden wir darüber nach​denken müssen, wie dieser Instrumentenkasten insge​samt aufeinander abzustimmen ist und wie - ich wieder-
(B)
hole   diesen  Punkt   -   die   Investitionen   in   diesem
Zusammenhang vernünftig eingebettet werden können.
Bundeseinheitliche Regulierung: Das muss zu​nächst ja keine Bundesregulierung bedeuten. In einem Bundesstaat mit 16 Einzelstaaten und dem Bund ist das aber doch eine logische Konsequenz, insbesondere dann, wenn wir dem Regulierer künftig zunehmend Entschei​dungsspielräume zuwachsen lassen wollen. Das ist das eigentlich inhaltliche Argument. Wenn wir einen starken Regulierer haben wollen und wenn wir wollen, dass der Regulierer Entscheidungsspielräume bekommt, dann können wir nicht mehr über 17 Regulierer nachdenken, dann kann es nur noch diesen einzigen geben. Das sage ich als jemand, der aus dem gleichen Bundesland wie Wolfgang Clement kommt, nämlich aus Nordrhein-Westfalen, wohl wissend, dass es dort durchaus auch an​dere Überlegungen gibt. Ich denke aber, dass wir das den Ländern sagen müssen. Wir brauchen eine Instanz, die diese Regulierung bundeseinheitlich übernimmt.
(GudrunKopp [FDP]: Das stimmt!)
Wenn die Länder hier Kompetenzen erwarten, dann muss man ganz klar sagen: Es können jedenfalls keine Entscheidungskompetenzen sein.
Meine Damen und Herren und insbesondere liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, wir alle haben eine konstruktive Zusammenarbeit in den nächs​ten Wochen und Monaten angeboten. Das erste Bericht​erstattergespräch zur Vorbereitung der Anhörungen hat

mir gestern jedenfalls den Eindruck vermittelt, dass auch   (C) auf Ihrer Seite ein Interesse vorhanden ist.
Wenn wir es schaffen, das Verfahren im Deutschen Bundestag in diesem Jahr abzuschließen, und wenn wir gleichzeitig den Dialog mit den Ländern - natürlich auch über die Bundesregierung - vorantragen, dann haben wir möglicherweise die Chance, das In-Kraft-Treten sehr früh im nächsten Jahr zu erreichen. Das sollte unser Ziel sein; daran sollten wir arbeiten.
Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Das Wort hat der Kollege Dr. Peter Paziorek, CDU/ CSU-Fraktion.
Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die erste Lesung eines sol​chen Gesetzes dient natürlich auch dazu, Gegensätze aufzuzeigen, die im Beratungsgang abgearbeitet werden müssen. Das, was streitig ist, muss genannt werden. Ich halte auch den Hinweis, den Frau Kopp und Prof. Bietmann gebracht haben und der von Kurt-Dieter Grill unterstützt wurde, für richtig: Man muss überlegen, wel​che Unterlagen man braucht, um dieses Gesetz umfas​send beurteilen zu können. Welcher Kanon, welcher Kernbestand an Verordnungen, muss also vorgelegt wer​den, damit man dieses ganze Gesetzeswerk beurteilen (D) kann? Das muss neben der Frage, welchen Zeitraum sich der Kollege Hempelmann vorstellt, selbstverständlich abgearbeitet werden.
Ich will die Gelegenheit nutzen, als letzter Debatten​redner nicht nur auf die Streitpunkte einzugehen, die viele Kolleginnen und Kollegen vorher gut und richtig herausgearbeitet haben. Vielmehr will ich einerseits das Verbindende darstellen, andererseits aber auch deutlich machen, dass wir einen Aspekt nicht unberücksichtigt lassen dürfen, nämlich den Umweltschutz. Der Umwelt​schutz hat mit diesem Thema eine gemeinsame Schnitt​menge. In den noch anstehenden Beratungen müssen wir auch diesen Gesichtspunkt berücksichtigen.
(Beifall der Abg. Kerstin Andreae [BÜND​NIS 90/DIE GRÜNEN])
Was ist der Kernpunkt unserer Aufgabe? Wir müssen die Chance wahrnehmen, die Defizite auf dem Energie​markt, die wir in Deutschland unbestritten haben, zu beheben und den gesetzlichen Rahmen für eine wirt​schaftliche, verlässliche und umweltfreundliche Energie​versorgung zu schaffen.
An dieser Stelle kann man durchaus als positives Si​gnal verstehen - das will ich auch gerne erwähnen, Frau Hustedt; das begrüßen wir -, dass die Bundesregierung gestern im Kabinett eine Neupositionierung zur Neure​gelung des Energiewirtschaftsrechts vorgenommen hat. Herr Minister, damit bauen Sie eine Brücke. Diese Neu​positionierung ist zwar aus unserer Sicht noch nicht so
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(A) weit, wie dies vielleicht notwendig wäre. Aber man muss am Ende einer solchen Debatte durchaus konzedie​ren, dass dies ein Schritt in die richtige Richtung ist und dass man die Chancen, die sich auf diesem Weg ergeben, nutzen muss.
Dass es hierzu unterschiedliche Positionen gibt, ist klar und deutlich. Die Möglichkeit, dass wir zu einer vernünftigen Lösung kommen, besteht. Da es in Deutschland leider an einem Energiekonzept fehlt, muss in diesem Hause das Ziel herausgearbeitet werden, dass wir eine sichere, bezahlbare und umweltverträgliche Energieversorgung wollen.
Ich komme zu dem ersten Punkt, der vorhin streitig diskutiert worden ist: Muss das Ziel der Verbraucher​freundlichkeit besonders erwähnt werden? Der Bundes​rat - durch meine Partei ist er maßgeblich parteipolitisch bestimmt - ist der Ansicht, dass man diesen Punkt strei​chen könnte. Ich persönlich habe als umweltpolitischer Sprecher unserer Fraktion keine Bedenken, den Ge​sichtspunkt der Verbraucherfreundlichkeit als Zielvor​stellung zu unterstreichen. Die Stromkennzeichnung ist dann die logische Konsequenz dieser Verbraucher​freundlichkeit. Jemand wie ich, der durchaus dafür ist, dass man die Kernenergie für die Stromproduktion fried​lich nutzt, hat überhaupt keine Bedenken, die Strom​kennzeichnung auch auszuweisen.
Umgekehrt stellt sich die spannende Frage: Wie weit gehen wir bei der Verbraucherfreundlichkeit? Wird damit auch automatisch ein Verbandsklagerecht er​möglicht? Ich gehöre in unserer Fraktion zu den Um-^n weltpolitikern, die nicht von vornherein gegen ein Ver​bandsklagerecht sind. Ich habe beim Naturschutzgesetz dazu eine differenzierte Meinung gehabt. Wenn es zu ei​nem Verbandsklagerecht käme, dann stellen Sie sich ein​mal den Druck auf die Verbraucherverbände vor Ort vor. Das kann dazu führen, dass Verbraucherverbände bei je​der angedachten Preiserhöhung den Klageweg beschrei​ten müssen.
(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Quatsch!)
Würden wir den Verbraucherverbänden damit nicht eine Möglichkeit eröffnen, die sich langfristig als ein Nach​teil erweisen könnte? Darüber müssen wir diskutieren, auch wenn man der Aufnahme der Verbraucherfreund​lichkeit in die Zielvorstellung positiv gegenübersteht.
Der zweite Punkt, der im Rahmen der Zielvorstellun​gen diskutiert werden könnte, ist die Energieeffizienz. Die Energieeffizienz entscheidet wesentlich darüber mit, wie wir die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland bewältigen können.
(Elke Wülfing [CDU/CSU]: So ist es!)
Aber ich weiß natürlich, dass es durchaus methodisch berechtigte Bedenken gibt, die Energieeffizienz als Ziel​vorstellung ausdrücklich auszuweisen; denn die Energie​effizienz ist methodisch automatisch ein Bestandteil der Ziele Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit. Man kann natürlich darüber nachdenken, ob diese bei​den Begriffe die Energieeffizienz umfassend berücksich​tigen.

Aber umgekehrt - ich gebe zu, dass wir diese Position (C) als Opposition immer vertreten haben -: Wenn ein Ener​giekonzept in Deutschland fehlt, macht es dann nicht Sinn, das Ziel der Energieeffizienz politisch zu stärken und es daher an einer Stelle gesetzgeberisch zu veran​kern? Deshalb frage ich: Kann es nicht vielleicht sinn​voll sein, darüber nachzudenken, den Grundsatz der Energieeffizienz ausdrücklich zu verankern? Nur eine effiziente Energieversorgung ist auch langfristig ein wirtschaftlicher, verlässlicher und umweltfreundlicher Beitrag zum Klimaschutz.
(Beifall der Abg. Elke Wülfing [CDU/CSU]
Das dritte Ziel, das heute hier mehrheitlich Unterstüt​zung gefunden hat - das müssen auch die Umweltpoliti​ker zugeben; ich tue das gerne -, ist die Schaffung von mehr Wettbewerb im Energiebereich. Es gilt eine Wett​bewerbsordnung zu schaffen, die eine kostengünstige, sichere, effiziente und umweltverträgliche Energiever​sorgung für alle Marktteilnehmer langfristig ermöglicht und gleichzeitig sicherstellt, dass neue Anbieter eine Chance auf dem Markt haben.
Kurt-Dieter Grill hat gerade darauf hingewiesen, dass es vor allen Dingen um die Frage des Marktzuganges zum Netzbereich geht, dass damit aber nicht alle Pro​bleme umfassend gelöst werden können. Wenn wir aber schon nicht die Frage des Netzzugangs lösen können, dann sind alle weiteren Äußerungen zum Wettbewerb vergeblich und verschüttete Milch. Aus diesem Grunde stellt sich die Frage: Wie können wir eine Regulierung definieren, die den Wettbewerb stärkt und für einen dis- (D) kriminierungsfreien und transparenten Netzzugang sorgt?
Es ist die Frage angesprochen worden - die müssen wir auch in den Beratungen im Wirtschafts- sowie im Umweltausschuss berücksichtigen -, welche wettbe​werbsgerechten Rahmenbedingungen wir für die örtli​chen kleineren Stromversorger schaffen, die ihre Chan​cen auf dem Markt behalten müssen. Ich war selbst lange genug Stadtdirektor und habe Verhandlungen mit großen Unternehmen über die Frage mitbekommen, wie die Stadtwerke rentabler arbeiten können. Ich halte seit dieser Zeit gar nichts von dem Argument, dass Stadt​werke vorhanden sein müssten, um Quersubventionen zu ermöglichen. Das kann nicht das Argument sein.
Wir müssen aber darüber nachdenken, ob wir mit un​serer Politik neben den Interessen der großen vier Ener-gieversorger in Deutschland auch noch andere berück​sichtigen wollen. Viele örtliche kleinere Stromversorger, bei denen keine Mischfinanzierung oder Quersubventio-nierung stattfindet, haben es geschafft, viele Initiativen, auch im Bereich des Umweltschutzes, zu ergreifen. Ich erinnere an den Einsatz der ersten Blockheizkraftwerke bis hin zu den Biogasanlagen. All das haben sie positiv betrieben. Das müssen wir natürlich berücksichtigen. Wir müssen auch die Interessenlage solcher kleinerer Stromversorger sehen.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Einver​standen!)
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(A) Es wird unsere Aufgabe sein, diesen Aspekt bei den Be​ratungen nicht zu vernachlässigen. Wir müssen die posi​tive Rolle der örtlichen Stromversorger sehen. Das halte ich für ganz wichtig.
(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Einver​standen!)
Der nächste Gesichtspunkt: Wir müssen auch Sorge dafür tragen, dass im Rahmen dieses Gesetzes die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass die Energienetze langfristig leistungsfähig bleiben;
(Beifall des Abg. Kurt-Dieter Grill [CDU/ CSU])
denn eine verlässliche Energieversorgung ist ein ganz wichtiger Standortfaktor. Das ist entscheidend. Die Netze müssen verlässlich bleiben.
(Ludwig Stiegler [SPD]: Das steht schon
- Ja, natürlich. Ich will nur ausformulieren, wo Pro​bleme stecken könnten. Ich stimme Ihnen, Herr Stiegler, zu. Ich habe auch § 1 gelesen. Probleme werfen die wei​teren Paragraphen auf, auch bezüglich des Einsatzes der erneuerbaren Energien.
Die erneuerbaren Energien leisten - das ist unbestrit​ten - viel. Das ist von Herrn Müller gesagt worden und ist die gemeinsame Position hier im Hause. Es gilt die gemeinsame Zielvorstellung aller Fraktionen, den Anteil der erneuerbaren Energien an der Gesamtstromerzeu-(B) gung auf 12,5 Prozent zu erhöhen. Aber man muss auch die Probleme sehen, die wir bei den erneuerbaren Ener​gien haben. Die entsprechenden Regelungen beispiels​weise zur Windenergie stehen im EEG. Aber wenn wir die erneuerbaren Energien fördern sollen, dann müssen die Stromerzeuger im Bereich der erneuerbaren Ener​gien, also auch der Windenergie, die Konsequenz tragen und ihren Beitrag zur Stabilisierung des Netzes leisten.
Das betrifft zum Beispiel die Frage, wann die Anla​gen abgeschaltet werden, wenn plötzlich zu viel einge​speist wird. Dazu reichen die Regelungen des EEG viel​leicht nicht aus. Wir müssen uns Gedanken machen, ob wir hier eventuell einen Ansatzpunkt haben, über die vertraglichen Regelungen hinauszugehen.
Ich sage der rot-grünen Regierungsmehrheit aber auch: Man spricht heute schon darüber, dass in fünf Jah​ren ein bestimmter Prozentsatz der Energie durch Off-shoreanlagen in der Nordsee produziert werden kann. Ich weiß aber aus der Praxis, dass wir heute noch nicht einmal wissen, wie wir die Leitungsprobleme dieser dann in der Nordsee oder der Ostsee isoliert stehenden Windparks und Windfarmen lösen. Es reicht nicht aus, dass wir sie bauen; sie können nur dadurch finanziert werden, dass der Strom über Leitungen in das Netz ein​gespeist wird. Deshalb muss man auch über unser Pla​nungsrecht sprechen, das gerade im sensiblen Bereich des Wattenmeers sehr strikt ist. Es gibt Planungszeiten von zehn bis 15 Jahren. Da stellt sich für mich die Frage, was wir tun können, um einen ordnungspolitischen Rah​men zu schaffen, damit wir nicht die Chance verpassen,

einen sinnvollen Netzausbau zu ermöglichen; denn In-   (C) vestoren müssen die Chance haben, Investitionen in ei​nem belastbaren Rahmen anzugehen.
(Beifall bei der CDU/CSU)
Diese Schritte fehlen uns und deshalb sagen wir: Wir müssen noch einmal versuchen, eine Verzahnung zwi​schen diesen Bereichen zu ermöglichen. Das ist ein Punkt, über den heute nicht diskutiert worden ist, den ich aber als Beitrag zur ersten Beratung des Gesetzentwurfs ansprechen wollte.
Zusammengefasst bleibt festzuhalten: Ich sehe Chan​cen, dass sich Regierung und Opposition aufeinander zu​bewegen. Wir gestehen zu, dass Sie den ersten Schritt vollzogen haben. Betrachten Sie unsere Kritikpunkte als einen Hinweis darauf, dass in den Beratungen eine posi​tive Lösung zu diesen Fragen gefunden werden muss. Davon wird es abhängen, ob wir das Gesetz gemeinsam verabschieden können. Die Bereitschaft ist vorhanden. Jetzt müssen die Beratungen zeigen, ob wir diese Chance gemeinsam nutzen können.
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Rolf Hempelmann [SPD] - Ludwig Stiegler [SPD]: Herr Kollege, das war doch was!)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Ich schließe die Aussprache.
(D)
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 15/3917, 15/3998, 15/3923 und 15/4069 an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Vorlage auf Drucksache 15/4037 soll federführend an den Ausschuss für Wirt​schaft und Arbeit und zur Mitberatung an den Innenaus-schuss, den Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernäh​rung und Landwirtschaft, den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und an den Aus​schuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union überwiesen werden. Sind Sie damit einverstanden? -Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so be​schlossen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:
Zweite und dritte Beratung des von der Bundesre​gierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 (Finanzkonglomeratericht​linie-Umsetzungsgesetz)
-Drucksache 15/3641 -(Erste Beratung 126. Sitzung)
Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzaus​schusses (7. Ausschuss)
- Drucksache 15/4049 -
Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Hans-Ulrich Krüger
Otto Bernhardt
